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Beschlussempfehlung:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Garz billigt den als Anlage zum Beschluss
beigefiigten Stadtebaulichen Vertrag zwischen der Gemeinde Garz und dem
Grundstlickseigentimer Glnter Krohn, wohnhaft Kéhlerweg 3 in 17419 Garz, Uber die
Planung und Erschliefung des Bebauungsplangebietes Nr. 3 flr das ,Wohngebiet zwischen
MTS-Stralte und Kéhlerweg“ der Gemeinde Garz.

Der Abschluss des Stadtebaulichen Vertrages ist unerlasslich, um zwischen der Gemeinde
Garz und dem Grundstickseigentumer verbindliche Regelungen hinsichtlich der
Kostentragung der im Zusammenhang mit der Planung und ErschlieBung fir das
Bebauungsplangebiet Nr. 3 entstehenden Kosten zu treffen.

Beratungsergebnis
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STADTEBAULICHER VERTRAG

geman § 11 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. I, S.
2414), zuletzt geandert am 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634)

zwischen der Gemeinde Garz,
vertreten durch den 1. Stellv. des Blrgermeisters
Herrn Matthias Renz
und den 2. Stellv. des Burgermeisters Herrn Mathias Riemer
- nachfolgend ,,Gemeinde“ genannt -

und Herrn Ginter Krohn
wohnhaft Kéhlerweg 3in 17419 Garz

- nachfolgend ,,Vorhabentrager“ genannt -

wird folgender Stadtebaulichen Vertrag

Uber die Planung und ErschlieBung des Bebauungsplangebietes Nr. 3
fur das ,Wohngebiet zwischen MTS- StraRe und Kohlerweg*“

geschlossen:
§ 1 Vertragsgebiet

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 3 umfasst folgende Grundsttcke:

Gemarkung Garz

Flur 5

Flurstiicke 308 teilweise, 309, 325 (geplante Wohngrundstiicke) und 329 teilweise
(Kohlerweg)

Flur 7

Flurstiick 7517 teilweise (MTS- StralRe)

Die Gesamtflache des Plangebietes betragt 9.892 mz.

Der Vorhabentrager ist im Grundbuchblatt von Zirchow Blatt 1065 als Eigentiimer eingetragen.
(Anlage 1 - Eigentumsnachweis und Katasterauszug)

§ 2 Vertragsgegenstand

Mit der Aufstellung der Planung verfolgen Gemeinde und Vorhabentrager vorrangig das Ziel,
Flachen fur den Wohnbedarf zur Verfigung zu stellen.

Als grundlegendes Planungsanliegen wird die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes
gemalR 84 (1), 84 (2) und § 4 (3) 2. BauNVO festgesetzt.

Zulassig sind maximal 5 Parzellen mit jeweils einem Wohngebaude als Einzelhaus in maximal
eingeschossiger Bauweise mit maximal 1 Wohneinheit je Wohngebaude.

Zusatzlich wird auf den Wohngrundstiicken untergeordnet in zweiter Reihe auch ein Ferienhaus
mit maximal einer Ferienwohnung je Ferienhaus zugelassen.

Die Planrechtlichen Festsetzungen ermdglichen die Realisierung von maximal

5 Dauerwohneinheiten und maximal 5 Ferienwohnungen.



8§ 3 Kostenlibernahme

(1)

Der Vorhabentrager verpflichtet sich zur Ubernahme aller im Zusammenhang mit der Erstellung
des Bebauungsplanes Nr. 3 und der Planung und ErschlielBung dieses Vorhabens entstehenden
Kosten.

Dazu zahlen insbesondere die Kosten fir die Bauleitplanung einschl. der Fachplanungen, fir die
Baufreimachung und samtliche Kosten fir die Planung und Durchfiihrung der ErschlieBung der

5 Parzellen.

(2)

Der Vorhabentrager verpflichtet sich der Gemeinde unverziglich mitzuteilen, wenn er die
Realisierung der Erschlie3ung einem Dritten Ubertragt.

Bei einer Ubertragung auf einen Dritten gelten die Bestimmungen dieses Vertrages.

Dem Vorhabentrager ist bekannt, dass die Gemeinde die Satzung aufheben kann, wenn in
diesem Fall Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Durchfihrung des Vorhabens
entsprechend den Regelungen des Stadtebaulichen Vertrages gefahrdet ist.

8 4 Durchfuhrung der ErschlieBung

(1)
Der Vorhabentrager zeichnet fur die Baufreimachung des Grundstiickes verantwortlich und
verpflichtet sich zur Zusammenarbeit mit den Behdrden hinsichtlich der standortspezifisch
notwendigen MalRnhahmen.
Dies betrifft u. a.:
- die ggfs. notwendige Umverlegung von ErschlieBungsleitungen
- die Belange des Denkmalschutzes
Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bodendenkmale bekannt.
Da jedoch jederzeit Funde im Plangebiet entdeckt werden konnen, sind die
diesbezlglichen textlichen Hinweise zu bericksichtigen.
- die Einholung der konkreten Kampfmittelauskunft
Entsprechend Stellungnahme des Munitionsbergungsdienstes vom 09.04.2018 ist
rechtzeitig vor Baubeginn eine konkrete und aktuelle Kampfmittelbelastungsauskunft beim
Munitionsbergungsdienst des Landesamtes fiir zentrale Aufgaben und Technik der Polizei,
Brand- und Katastrophenschutz M-V einzuholen.
Mit den Bauarbeiten darf erst begonnen werden, wenn ggfs. notwendige
Sondierungsmafinahmen abgeschlossen sind und das Freigabeprotokoll erstellt wurde.
- Zustimmung der Luftfahrtbehérde
Gemal Stellungnahme des Ministeriums fir Energie, Infrastruktur und Digitalisierung M-V
vom 24.08.2018 liegt das Plangebiet im Bauschutzbereich des Verkehrsflughafens
Heringsdorf und unterliegt somit der luftfahrtbehérdlichen Zustimmungspflicht gemaf § 12
Abs. 2 Luftverkehrsgesetz (LuftvVG).
Gemall 8§ 12 Abs. 2 LuftvG darf die flur die Baugenehmigung bzw.
Genehmigungsfreistellung zustandige Behorde alle Bauvorhaben - unabhangig von ihrer
Bauhohe - nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehérde genehmigen. Die luftfahrtbehdrdliche
Zustimmungspflicht besteht im jeweiligen konkreten Baugenehmigungsverfahren fir die
einzelnen Bauwerke.
Die gutachtliche Stellungnahme der zustandigen Flugsicherungsorganisation (DFS
Deutsche Flugsicherung GmbH), mit den bendtigten Angaben zu den geographischen
Standortkoordinaten in WGS84 sowie zur maximal zulassigen Bauhohe der Gebaude
tiber NHN, ist durch den jeweiligen Bauherrn rechtzeitig vor Baubeginn einzuholen.

(2)

Der Vorhabentrager zeichnet far alle far das Plangebiet erforderlichen
ErschlieBungsmalinahmen verantwortlich. Hierzu gehoren:
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- die Anlagen der Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung
Die Ortslage Garz ist durch die offentliche Wasserversorgungsanlage und &ffentliche
leitungsgebundene Abwasserbeseitigungsanlage des Zweckverbandes Insel Usedom
erschlossen.
Der Vorhabentrager verpflichtet sich entsprechend der Stellungnahme des
Zweckverbandes vom 08.01.2018 rechtzeitig vor Baubeginn einen ErschlieBungsvertrag
mit dem Versorgungsunternehmen abzuschlie3en.

- die Regenwasserableitung

Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser der Dacher und befestigten Flachen ist
auf den Grundsticksflachen zu versickern bzw. fur die Bewéasserung der Grunflachen zu
nutzen.

- die Anlagen der Versorgung mit Elektronenergie
Der Vorhabentrager hat rechtzeitig vor Baubeginn der E.DIS Netz GmbH den
Leistungsbedarf anzuzeigen und eine ErschlieBungsvereinbarung abzuschlie3en. Ein ggfs.
notwendiger Standort flur eine Trafostation, z. B. auf dem offentlichen Flurstiick 75/7
nordlich der MTS- Stral3e, ist mit der E.DIS Netz GmbH abzustimmen.

- die Anlagen der Gasversorgung
Bei der Heranfiuhrung von ErschlieBungsleitungen an das Plangebiet ist der
Leitungsbestand der angrenzend vorhandenen Gas- Niederdruckleitungen zu beachten. Im
Falle einer NeuerschlieRung hat der Vorhabentrager rechtzeitig vor Baubeginn mit der
Gasversorgung Vorpommern GmbH die notwendige Vereinbarung zu treffen.

- Anlagen der Telekommunikation
Fur die telekommunikationstechnische ErschlieBung wird eine Erweiterung des
Telekommunikationsnetzes erforderlich.
Im Vorfeld der ErschlieBung ist der Abschluss eines Erschlielungsvertrages zwischen der
Telekom und dem Vorhabentrager notwendig.

Der Vorhabentrdger ist im Rahmen der ErschlieBungsplanung zur Einholung aktueller
Bestandsauskiinfte verpflichtet.

In den Verkehrswegen sind geeignete und ausreichende Trassen flr die Unterbringung der
Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

Verkehrsflachen

- Kohlerweg
Derzeit endet die Befestigung des Kdhlerweges auf Hohe Flurstiick 309.
Im Zuge der ErschlieRung des Plangebietes ist daher durch den Vorhabentrager der Kéhlerweg
bis angrenzend zu Flurstliick 326 auszubauen und mit einer Wendeanlage zu versehen.
Um den Begegnungsfall Pkw/Pkw zu ermdgglichen, sind der Ausbau des Kdhlerweges in einer
Breite von 4,10 m sowie die Anlage eines Banketts fiir Entwasserung und StraRenbeleuchtung
vorgesehen.
Entsprechend der Auflage des kreislichen Entsorgers ist flr die Wendeanlage ein Durchmesser
von 22 m vorzusehen.

Da das offentliche Grundstiick 329 fur den Wegeausbau einschl. Wendeanlage nicht ausreichend
dimensioniert ist, stellt der Vorhabentrager die erforderlichen Grundstiicksanteile aus den
Flurstiicken 308, 309 und durch Verkauf nach Grundsttickswert zur Verfiigung.

Die StraRenflachen werden aus den v. g. Flursticken herausgemessen und der Gemeinde
Ubertragen.

(Anlage 2 - Beschluss der Gemeinde)

- MTS- StralRe
Die geplanten Grundstuicke 3 bis 5 werden von Suden tber die MTS- Stral3e erschlossen.
Die MTS- Stral3e ist derzeit mit Spurplatten befestigt.
Die Gemeinde plant den Stral3enausbau mit Mitteln des landlichen Wegebaus/tberregionalen
Radwegebaus. Die Breite der MTS- Stral3e wird dann kinftig mindestens 3,50 m betragen.
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Aufgrund der Breite des offentlichen Wegegrundstiickes (Flurstiick 75/5, Flur 7) ist durch den
Vorhabentrager fur die ErschlieBung der Grundstiicke 3 bis 5 die Lage und Ausbildung der
Grundstuckszufahrten zu  bertcksichtigen und rechtzeitig zwischen Gemeinde und
Vorhabentrager abzustimmen.

Die Herstellung der Grundstiickszufahrten erfolgt eigenstandig durch die zukinftigen Bauherren.

(3)

Der Vorhabentrager zeichnet fir die Umsetzung der grunordnerischen Mal3nahmen und
internen KompensationsmalRnahmen gemall den Festsetzungen des Bebauungsplanes
verantwortlich:

- Auf den privaten Grundsticken ist je Grundstiick mindestens ein Baum gemaf
Artenauswahl in den Hinweisen Pkt. 4 in der Pflanzqualitdt Hochstamm, 3x verpflanzt,
Stammumfang 16-18 cm zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichartig zu
ersetzen.

- Auf den gemaR zeichnerischer Darstellung festgesetzten Flachen mit Pflanzgebot zum
Anpflanzen von Baumen und Strduchern ist eine dreireihige frei wachsende Hecke mit
standortgerechten, landschaftstypischen Geholzen (siehe Artenauswahl in den Hinweisen
Pkt. 4) in den Mindest- Pflanzqualitdten Heister 175 cm— 200 cm, Straucher 80 cm-
100 cm anzulegen. Der Flachenanteil an Baumen sollte mindestens 10% der Flache
betragen. Die Baume sind als Heister im Abstand von 3,0 m x 3,0 m zu pflanzen,
Straucher im Verband 1,0 m x 1,5m. Die Heckenpflanzung hat durch den jeweiligen
Grundstickseigentimer zw. Bauherrn zu erfolgen und ist spatestens eine
Vegetationsperiode nach Realisierung der HochbaumalRhahmen umzusetzen.

- Mindestens 80 % der nicht Uberbaubaren Grundstiicksflachen sind als Vegetationsflachen
anzulegen und von jeglicher Art der Versiegelung freizuhalten. Mindestens 15 % der
Vegetationsflachen sind gartnerisch zu gestalten und zu unterhalten.

- Die Einzelbaumpflanzungen sind spatestens eine Vegetationsperiode nach Realisierung
der HochbaumalRnahmen umzusetzen.

- Die unter Erhaltungsgebot festgesetzte Hecke ist vor Beschadigungen, Auffullungen,
Bauschuttverkippungen, Ablagerungen von Gartenabfallen und Befahren mit
Baufahrzeugen  zu  schitzen.  Abgrabungen und  Geléndeauffullungen im
Kronentraufbereich der Gehdlze sind unzuléssig. Die Errichtung von baulichen Anlagen in
der Geholzflache ist nicht zulassig. Darin vorhandene Nebenanlagen sind bis spatestens
Dezember 2020 zurtickzubauen.

(4)
Der Vorhabentrager verpflichtet sich, die Belange des Artenschutzes zu beachten und
erforderliche MalRnahmen umzusetzen. Dieses betrifft:

- Die Bestimmungen des besonderen Artenschutzes gemaR § 44 BNatSchG sind zu
beachten. Durch die BaumalRBnahmen dirfen keine Nist-, Brut-, Wohn- oder
Zufluchtsstatten der gemafd § 7 Abs. 2 Nr. 13 und Nr. 14 BNatSchG geschitzten
heimischen, wildlebenden Tierarten enthommen, beschadigt oder zerstort werden.

- Die Rodung der Gehdlzbestdnde ist ausschlielllich in den Zeitrhumen
1. Oktober bis 28. Februar des nachfolgenden Jahres durchzufiihren. Somit kdénnen
Totungen, Verletzungen und erhebliche Stérungen von Vogeln, Reptilien und
Laubfréschen vermieden werden.

(5)

Der Vorhabentrager verpflichtet sich, das externe Kompensationserfordernis aus dem
Kompensationspool des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Garz zu begleichen.

In diesem Kompensationspool wurden ehemalige Ackerflachen durch Nutzungsauflassung in
Magerrasen Uberfuhrt und artenschutzrechtlich erforderliche Maflinahmen umgesetzt. Der
Kompensationspool wurde von der zustdndigen Naturschutzbehdrde grundsatzlich fur die
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Kompensation von Eingriffen als geeignet eingeschéatzt. FUr die externen MafRnahmen des

Kompensationspools wurde eine beschrankt personliche Dienstbarkeit zugunsten der unteren

Naturschutzbehotrde des LK VG eingetragen.

Zwischen dem Vorhabentrager, der Eigentimerin des Grundstiickes des Kompensationspools,

der Gemeinde Garz und der unteren Naturschutzbehorde wurde eine

Kompensationsvereinbarung getroffen, die den Nachweis der Ablésung von 3.868

Kompensationsflachenaquivalenten beinhaltet.

(Anlage 3 — Vereinbarung zur Abbuchung von Kompensationsflachenaquivalenten aus dem
Kompensationspool des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Garz)

8 5 Normenkontrolle

Fir den Fall eines Normenkontrollantrages gemafld 8§ 47 der Verwaltungsgerichtsordnung wird
vereinbart, dass der Vorhabentréager die Kosten des Streitverfahrens tbernimmt.

Normenkontrollantréage unterliegen der Gerichtsbarkeit der Oberverwaltungsgerichte (OVG). Nach
8 67 der Verwaltungsgerichtsordnung muss sich vor dem OVG jeder Beteiligte durch einen
Rechtsanwalt vertreten lassen. Aus diesem Grunde ist die Beauftragung eines Rechtsanwaltes
erforderlich. Die Vertragspartner vereinbaren hiermit, dass der Vorhabentrager in einem
maoglichen  Normenkontrollverfahren sowohl die Kosten fir die Beauftragung eines
Rechtsanwaltes zur Verteidigung der Gemeinde als auch die Gerichtskosten tUbernimmt.

Die Beauftragung des Rechtsanwaltes erfolgt eigenstdndig durch den Vorhabentrager. Eine
Zwischenfinanzierung durch die Gemeinde wird nicht notwendig.

8 6 Haftung und Verkehrssicherheit

Vom Tage des Beginns der ErschlieBungsarbeiten an tbernimmt der Vorhabentrager im Bereich
des Vertragsgebietes die Verkehrssicherung und haftete fir solche Schaden, die infolge der
ErschlieBungsmalRnahmen verursacht werden.

§ 7 Rechtsnachfolgeklausel, Ubertragung des Vertragsverhéltnisses

(1)

Der Vorhabentrager verpflichtet sich, samtliche Pflichten und Bindungen aus diesem Vertrag
seinen jeweiligen Rechtsnachfolgern — wiederum mit der Pflicht zur Weiterverpflichtung -
aufzuerlegen und diesen entsprechend zu verpflichten. Der Vorhabentrager haftet neben seinem
Rechtsnachfolger weiter, sofern dieser die in diesem Vertrag begrindeten Pflichten nicht
Ubernommen hat.

@

Die Ubertragung des Vertragsverhdltnisses steht unter dem Vorbehalt der schriftlichen
Zustimmung der Gemeinde. Bei einer Ubertragung auf einen Dritten gelten die Bestimmungen
dieses Vertrages. Dem Vorhabentrager ist bekannt, dass die Gemeinde die Satzung aufheben
kann, wenn in diesem Fall Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Durchfiihrung des
Vorhabens entsprechend den Regelungen des Stadtebaulichen Vertrages gefahrdet ist.

§ 8 Sonstige Antrags- und Genehmigungsverfahren

Der Vorhabentrédger hat alle zur Umsetzung seiner Bauvorhaben und zur Erfiullung dieses
Vertrages erforderliche Genehmigungen, Rechte oder Erlaubnisse anderer Behtdrden oder Dritter
selbst und auf eigene Rechnung einzuholen.



8 9 Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen, Erganzungen

(1)

Die Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berihrt nicht die Glltigkeit des Ubrigen
Vertragsinhaltes. Die Parteien verpflichten sich, im Zuge einer Vereinbarung solche
Bestimmungen durch gleichwertige glltige Vorschriften zu ersetzen.

2)

Sollten bei der Durchfilhrung des Vertrages erganzende Bestimmungen notwendig werden, so
verpflichten sich die Vertragspartner, die erforderlichen Vereinbarungen zu treffen in dem Sinne,
in welchem sie bei Abschluss des Vertrages getroffen wéaren. Das Gleiche gilt, wenn einzelne
Bestimmungen dieses Vertrages spateren gesetzlichen Regelungen widersprechen. Die
Notwendigkeit erganzender Bestimmungen kann sich auch daraus ergeben, dass eine den
Vorhabentrager finanzierende Bank solche Ergdnzungsverhandlungen verlangt.
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Anderungen und Erganzungen dieses Vertrages sowie andere Vereinbarungen, die den Inhalt
dieses Vertrages berihren, bedirfen der Schriftform. Dies gilt auch fur das Schriftformerfordernis
selbst.

(4)

Die Erhebung von Beitragen, Gebuhren und sonstigen Abgaben nach den gesetzlichen
Bestimmungen wird durch diesen Vertrag, soweit in dem Vertrag nicht ausdricklich anders
geregelt, nicht berthrt.

§ 10 Wirksamkeit, Erfillungsort, Gerichtsstand
(1)

Dieser Vertrag tritt mit der Unterzeichnung durch beide Vertragsparteien in Kraft.

(2)

Erfullungsort und Gerichtstand ist die Gemeinde Garz.

3)

Diesem Vertrag liegen folgende Anlagen bei. Die Anlagen sind Bestandteil dieses Vertrages:
Anlage 1 - Eigentumsnachweis und Katasterauszug
Anlage 2 - Beschluss der Gemeinde

Anlage 3 - Vereinbarung zur Abbuchung von Kompensationsflachen&aquivalenten aus dem
Kompensationspool des Bebauungsplanes Nr. 2 der Gemeinde Garz

Herr Gunter Krohn



	Vorlage
	Anlage  1 Städtebaulicher Vertrag BP 3 Garz überarb. 24.06.19

